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Gespräch 
mit dem DGB 
j*°U und DGB sind sich darin einig, daß die 
'uttolohnbezogene dynamische Rente 

galten bleiben muß. Beide fordern 
UJj-hr soziale Gerechtigkeit durch eine ent- 
^eidende Verbesserung der Familienpolitik. 
as ergab das Spitzengespräch, zu dem sich der 
eschäftsführende Bundesvorstand des DGB und 
as Präsidium der CDU Deutschlands am 24. Sep- 

tember 1979 in Düsseldorf trafen. Das Gespräch 
^nd unter Leitung des DGB-Vorsitzenden Heinz 

skar  Vetter  und   des   Bundesvorsitzenden   der 
W

UU, Helmut Kohl, statt. Es diente der Weiterent- 
'Cklung des beiderseits angestrebten konstruktiv- 
"tischen  Sachdialogs.   Im   Mittelpunkt  des   Ge- 

PJachs standen aktuelle wirtschafts- und sozial- 
ten ische Fra9en> insbesondere Fragen der Ren- 

n". Familien- und Energiepolitik. 

t 
r aktuellen energiepolitischen Diskussion be- 

lJ?en beide Gesprächspartner, daß umweltfreund- 
w^

e Energieträger verstärkt erforscht und genutzt 
L rden müßten. Bestehende Energieträger seien 
^ Sser auszunutzen, und die Anstrengungen zur 
^ 6rgieeinsparung seien durch Wiederverwen- 
Un?9 pcnon benutzter Rohstoffe zu intensivieren. 
SQ". w'rtschaftliches Wachstum, Arbeitsplätze und 
ty 'ale Sicherung zu gewährleisten, sei die An- 

ndung der Kernenergie nach dem heutigen Er- 
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• INFORMATION 

Vermögensbildung: 
Jetzt handeln 
Seit eineinhalb Jahren liegen im 
Deutschen Bundestag zwei Gesetz- 
entwürfe der CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion und der unionsgeführten 
Bundesländer zur Förderung der 
Vermögensbildung in Arbeitnehmer- 
hand zur Entscheidung vor. Die 
SPD/FDP-Koalition hat sich mit 
ihrer Mehrheit bislang mit allen 
Kräften bemüht, diese Initiativen 
abzublocken. Vorgeschobene 
Einwendungen und Bedenken 
mußten herhalten, um von der 
eigenen langjährigen Handlungs- 
unfähigkeit und Zerstrittenheit in 
vermögenspolitischen Fragen 
abzulenken. 

Erst im Zeichen der nahenden Bundes- 
tagswahl und unter dem Druck der zur 
weiteren Beratung in den Bundestags- 
ausschüssen anstehenden Gesetzent- 
würfe der Union hat nun die Koalition 
neue vermögenspolitische Vorstellun- 
gen angedeutet, stellt Elmar Pieroth für 
die Bundestagsfraktion fest. Noch steht 
auf seiten der bislang in den Detailfra- 

gen zerstrittenen Koalitionsparteien 'n 

Frage, ob die sog. Eckwerte des Vor- 
schlages überhaupt noch zu einem Ge- 
setzentwurf führen werden, der vor dem 
Ende der Legislaturperiode seriös b^ 
raten werden kann. 
Nach Aussage der Bundesregierung sol' 
len nun überbetriebliche Tariffonds "n 

den Mittelpunkt der Vermögensbildung 
treten, die unserer Idee der freiwillig^0, 

partnerschaftlichen und betriebsnahej1 

Vermögensbildung widersprechen. ZwßJ" 
fei sind angebracht, ob hier die komp"' 
zierten rechtlichen und technischen Pr0' 
bleme überhaupt zu lösen sind. Vie'' 
mehr deutet alles darauf hin, daß d'e 

Koalition noch rasch einen Wahlschl3' 
ger komponieren will, ohne daß es Zü 

einer Uraufführung kommen wird. 
Nach den langen Verzögerungen in de 

Vermögenspolitik, an denen die Koa'J' 
tion die Schuld trägt, muß jetzt endlicj 
gehandelt werden. „Denkanstöße" ^ 
Versprechungen der Koalition hat e 

nun genug gegeben. Jetzt ist das Pan3 

ment gefordert. Konkrete Initiativen oe 

Union liegen vor. Ihnen braucht nur zu' 
gestimmt zu werden. 

Fleißige Fraktion 
Vom  Beginn   der  8.   Legislaturperiode 
des   Deutschen   Bundestages   bis i^ 

Sommerpause  1979  wurden  insgesa ml 

kenntnisstand unverzichtbar. "Dabei #sei 
die Sicherheit der unmittelbar betroffe- 
nen Arbeitnehmer und der Schutz der 
Bevölkerung beim Reaktorbetrieb und 
bei der Entsorgung zu gewährleisten. 
Breiten Raum nahm in dem Spitzenge- 
spräch zwischen DGB und CDU die 
Stellung der Gewerkschaften in der Ge- 
sellschaft ein. Dabei bekannten sich 
beide Seiten zum Gedanken der Ein- 
heitsgewerkschaften, ihres inneren Plu- 
ralismus und zur Koalitionsfreiheit. 

Die Repräsentanten der CDU würdig)? 
ausdrücklich die Verdienste der & 
heitsgewerkschaft. In Übereinstimmt11 

mit dem DGB stellten sie fest, daß d 

einheitsgewerkschaftliche Anspruch ' 
mer wieder durch Toleranz nach inn 

und parteipolitische Unabhängigkeit 9 
rechtfertigt werden muß. ,, 
CDU und DGB vereinbarten die Fortsi. 
zung   des   kritisch-konstruktiven   S3 
dialogs  durch   Expertengespräche v 

beiden Seiten. 
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15 931 Fragen an die Bundesregierung 
gestellt. 10 347 = 65% kamen von Ab- 
geordneten unserer Fraktion; 4 829 

30,3 % von der SPD und 755 
*= 4,7 % von FDP-MdB. 
von den 289 „Kleinen Anfragen" arbei- 
tete      die      CDU/CSU-Fraktion       248 
* 85,8 % aus; nur 31 reichten SPD und 
FDP  gemeinsam  ein.  9   =   3,1 %  der 
••Kleinen Anfragen" waren interfraktio- 
nell. 
Ir,sgesamt wurden 28 „Große Anfragen" 
*n die Bundesregierung gerichtet. 
20 = 71,5% kamen von der CDU/CSU; 
nur 9 = 28,5 % stellten die Koalitions- 
'raktionen gemeinsam. 

Auch bei den Gesetzentwürfen schnei- 
det die Union gut ab: 

Von insgesamt 322 Vorlagen kamen 
210 = 65,2% von der Bundesregie- 
rung; 33 = 10,2% vom Bundesrat. Von 
d®r CDU/CSU wurden 51 = 15,8% 
^arbeitet; 19 = 5,9% der Gesetzent- 
würfe wurden von SPD und FDP einge- 
macht.      Interfraktionell     wurden     9 
* 2,8 % dem Bundestag vorgelegt. 

Appelle des Kanzlers 
genügen nicht 
Es genügt nicht, lediglich an Unterneh- 
fTlen und Gewerkschaften zu appellie- 
ren. meinte MdB Werner Dollinger in 
e'ner ersten Reaktion auf den Stabili- 
atsaufruf des Kanzlers. Der Bundes- 
kanzler übersehe bewußt, daß das feh- 
erhafte und unentschlossene Verhalten 
er Bundesregierung in der Wirt- 

'°hafts-, Energie- und Finanzpolitik we- 
ltlich zur Gefährdung von Wirt- 

schaftswachstum und Preisstabilität 
De|getragen habe. 

Ie Zurückhaltung und Disziplin, die 
er Bundeskanzler von Gewerkschaften 
nd Unternehmen mit Recht verlange, 

sollte sich nach Ansicht Dollingers 
auch die Bundesregierung in ihrer Fi- 
nanz- und Ausgabenpolitik selbst zur 
Richtschnur machen. 

Konservative siegen 
in Norwegen und Schweden 
Helmut Kohl hat telegrafisch dem Vor- 
sitzenden der schwedischen „Moderate 
Samlingspartiet", Gösta Bohman, zum 
„großartigen Wahlerfolg", den die Par- 
tei unter Bohmans Führung errungen 
hatte, gratuliert. Die Wahlen in Schwe- 
den hätten die schon in Dänemark und 
Finnland erreichten Stimmengewinne 
der konservativen Parteien in Skandina- 
vien komplettiert, stellt der Parteivorsit- 
zende fest. 

In einem weiteren Telegramm gratulier- 
te Helmut Kohl dem Vorsitzenden der 
norwegischen Höyre Partei, Erling Nor- 
vik, zum „sensationellen Wahlerfolg" 
bei den Kommunalwahlen. Er betrachte 
diesen Sieg als eine erneute Stärkung 
und einen zusätzlichen Beweis für eine 
wichtige „politische Tendenzwende in 
ganz Skandinavien, ja im ganzen freien 
Europa. 

Mit fremden Federn 
geschmückt 
Zur Ankündigung des Bundesfinanzmi- 
nisters im Finanzausschuß des Bundes- 
tages, daß steuerfreie Jubiläumszuwen- 
dungen künftig früher gezahlt werden 
können, erklärte Adolf Müller (Rem- 
scheid): Die Bundesregierung und die 
Koalitionsfraktionen haben den Antrag 
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion vom 
30. November 1978, daß steuerfreie Ju- 
biläumszuwendungen künftig schon 
nach 35-, 45- und 55jähriger Betriebs- 
zugehörigkeit gezahlt werden können 
und der Freibetrag anzuheben ist, mo- 
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natelang verzögert. Erst in der letzten 
Sitzung des Finanzausschusses hat der 
Finanzminister, nachdem DGB und die 
Arbeitgeberverbände sich eindeutig für 
den CDU/CSU-Antrag ausgesprochen 
hatten, teilweise Einsicht gezeigt und 
die Verkürzung der Jubiläumsdienstzei- 
ten zum 1. Januar 1980 zugesagt. 
Leider muß man feststellen, daß die 
Bundesregierung und die Koalitionsab- 
geordneten nach wie vor nicht bereit 
sind, die entsprechenden Freibeträge 
für Jubiläumszuwendungen anzuheben. 
Mit der Ausrede, daß dies erst geprüft 
werden müsse, und einem vagen Ver- 
sprechen für 1981 werden die Arbelt- 
nehmer hier vertröstet. 

Kohl würdigt Arbeit 
des Deutschen Mieterbundes 
Dem in Berlin stattfindenden Deutschen 
Mietertag 1979 sandte Helmut Kohl ein 
Grußwort, in dem er die 75 Jahre wäh- 
rende Arbeit des Deutschen Mieterbun- 
des für die Interessen der Mieter wür- 
digte. Der Bund könne mit Stolz darauf 
zurückblicken. 

Die heimlichen 
Steuererhöhungen 
Was inflationäre heimliche Steuererhö- 
hungen sind hat der „Bund der Steuer- 
zahler" erläutert: Die Progression der 
Einkommensteuer führt dazu, daß die 
Lohn- bzw. Einkommensteuerschuld 
schneller steigt als das Einkommen. 
Man nennt diesen Vorgang „heimliche 
Steuererhöhungen", weil er ohne Ge- 
setzesänderung erfolgt. Erhöht sich bei- 
spielsweise das Einkommen eines Le- 
digen um 5 Prozent von 2 000 DM auf 
2 100 DM, dann erhöht sich seine Lohn- 
steuerschuld um 9,8 Prozent. Dieser 
Mechanismus   einer  progressiven   Ein- 

kommensteuer hat aber zur Folge, daß 
die Einkommensteuerschuld auch dann 
steigt, wenn das Einkommen lediglich 
im Ausmaß der Geldentwertung zu- 
nimmt, also kein Zuwachs an Leistungs- 
fähigkeit vorliegt. 

Angenommen, der fünfprozentige Ein- 
kommensanstieg im obigen Beispiel 
reicht gerade aus, um eine gleich hohe 
Geldentwertung auszugleichen. Dann 
ist der Realwert des verbleibenden Net- 
toeinkommens aufgrund der überpro- 
portionalen Belastungszunahme gesun- 
ken, der Realwert der Einkommensteu- 
er entsprechend gestiegen. Das Mo- 
natseinkommen steigt innerhalb eines 
Jahres von 2 000 auf 2100 DM, die 
Einkommensteuer im gleichen Zeitraum 
von 288,30 DM auf 316,50 DM. Das Ein- 
kommen nach der Besteuerung müßte 
von 1711,70 auf 1797,28 steigen, wenn 
der reale Wert unverändert bleiben 
sollte. Tatsächlich steigt es nur auf 
1 783,50 DM. Es ist in diesem Fall zu 
einer inflationären heimlichen Steuerer- 
höhung gekommen. 

In diesem Jahr 30000 
Zivildienstler im Einsatz 
Noch in diesem Jahr sollen 30 000 
Kriegsdienstverweigerer in einem Zivil- 
dienstverhältnis stehen. Das ist die 
höchste Zahl, die jemals in der Ge- 
schichte der Bundesrepublik Deutsch- 
land erreicht wurde, erklärte der Bun- 
desbeauftragte für den Zivildienst, Hans 
Iven. Gegenwärtig stünden 42 000 Zivil- 
dienstplätze zur Verfügung, die in den 
nächsten Jahren auf 60 000 gesteigert 
werden sollen. Gleichzeitig warten nach 
den Worten von Iven 70 000 junge Leute 
darauf, daß sie als Kriegsdienstverwei- 
gerer von den Behörden und Gerichten 
anerkannt werden. 
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DM-AUFWERTUNG 

Eine schwere Schlappe für Schmidt 
Die am Wochenende erfolgte Auf- 
wertung der DM innerhalb 
des Europäischen Währungssystems 
(EWS) um zwei Prozent war not- 
wendig. Allzugroß waren bereits 
nach einem guten halben Jahr seit 
Inkrafttreten die Spannungen im 
Europäischen Währungssystem. 
Allein in den letzten drei bis vier 
Monaten mußte die Bundesbank für 
fünf Milliarden Mark direkt oder 
indirekt intervenieren, um die Kurse 
innerhalb der Bandbreiten zu halten. 

Diese Interventionen schafften zu- 
sätzliche Geldmengen und gaben 

der hausgemachten Inflation in der 
Bundesrepublik neue Nahrung. Insofern 
waren zunehmende Schwierigkeiten in- 
nerhalb des EWS und weniger die neue 
Dollarschwäche die Gründe für die DM- 
Aufwertung. 

Die Währungsanpassungen bereits 
sechs Monate nach Inkrafttreten des 
EWS sind gleichzeitig eine schwere 
Schlappe für Bundeskanzler Schmidt, 
erklärte Rudolf Sprung, Vorsitzender 
der Arbeitsgruppe „Geld und Kredit", in 
Bonn. Gegen innenpolitischen Wider- 
stand und Bedenken von Bundesbank 
und Wissenschaft hatte er im vergange- 
nen Jahr die Pläne zum EWS quasi im 
Alleingang durchgepeitscht. 

Er verkündete, das EWS werde zu mehr 
Währungsstabilität zwischen den ein- 
zelnen Währungen führen und unsere 
europäischen Partnerländer in ihrer 
Wirtschafts- und Finanzpolitik auf den 
Pfad der Tugend zwingen. Die Europä- 

ische Gemeinschaft (EG) sollte mit Hilfe 
des Währungsverbundes zur Stabilitäts- 
gemeinschaft gemacht und damit Euro- 
pa auch politisch vorangebracht wer- 
den. 
Die jüngsten Ereignisse beweisen, daß 
diese Ziele des Bundeskanzlers nicht 
erreicht wurden. Im Gegenteil: Die ln- 
flationsnaten der Mitgliedstaaten der EG 
sind in den Monaten seit dem Inkrafttre- 
ten des EWS nicht geringer geworden, 
sondern haben sich eher vergrößert 
und auseinanderentwickelt. Dies gilt 
insbesondere für Dänemark, das im Fe- 
bruar dieses Jahres 6,8 Prozent Infla- 
tion verzeichnete und nunmehr bei fast 
11 Prozent angelangt ist, und Italien, 
dessen Geldentwertungsrate sich von 
13,1 Prozent im Februar auf jetzt fast 17 
Prozent erhöhte. 
Auch in Frankreich, unserem wichtig- 
sten Partner innerhalb des EWS, ist der 
Trend zu mehr Geldwertstabilität um 
die Jahreswende gekippt. 
Damit haben diejenigen Recht behalten, 
die davor gewarnt haben, auf eine 
zwangsläufige Harmonisierung der 
Wirtschaftspolitik durch die disziplinie- 
rende Wirkung des Europäischen Wäh- 
rungssystems zu hoffen. Ob durch die 
Maßnahmen vom Wochenende wieder 
Ruhe Im Europäischen Währungssy- 
stem einkehrt, ist fraglich. Auf- und Ab- 
wertungen im EWS und damit Instabili- 
tät wird es solange geben, wie die Wirt- 
schafts- und Finanzpolitik der Mit- 
gliedsländer nicht besser aufeinander 
und auf das Ziel Geldwertstabilität ab- 
gestimmt sind. 
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RENTEN 

Das Dementi 
des Dementis 
Das „Tonbandprotokoll" der Rede 
der Staatssekretärin Anke Fuchs 
vom Bundesarbeitsministerium vor 
der SPD-Bundestagsfraktion am 
4. September 1979 bestätigt die 
Überlegungen in der SPD über eine 
Besteuerung der Renten nach der 
Rentenreform 1984. Nach ersten 
Meldungen über die SPD-Klausur- 
sitzung hatten das Arbeitsmini- 
sterium und die SPD-Fraktion heftig 
dementiert — das Tonband- 
protokoll ist nach den Worten eines 
SPD-Parlamentariers „das Dementi 
des Dementis". Hier Auszüge 
aus dem 21 Seiten umfassenden 
Protokoll: 

Wie sollen wir das Auseinander- 
klaffen von Renten und Arbeit- 

nehmer-Einkommen verhindern?... 
Der Rentnerkrankenversidherungs- 
beitrag, so wie wir ihn jetzt vorsehen, 
gibt erstmalig die Chance, daß wir auch 
andere Alterseinkommen in die Bei- 
tragsbemessung mit einbeziehen, so 
daß wir nicht immer Losungen nur im 
Rahmen der Rentenversicherung vorse- 
hen, sondern jene mit einbeziehen, die 
neben der Rentenversicherung eine 
eigene Beamtenversorgung haben oder 
eine   betriebliche   Altersversorgung ... 

Vielleicht kommen wir dann eines Ta- 
ges dazu, daß wir sagen, wir behandeln 
den Rentner genauso wie jeden ande- 
ren Bürger. Dann laß ihn doch, wenn er 
jenseits einer hohen Grenze eine Rente 
oder eine Altersversorgung bekommt, 
dafür auch Steuern bezahlen. Ich sage 

dies ganz leise, Genossinnen und Ge- 
nossen, weil ich weiß, wie brisant die- 
ses Thema ist. Aber auf Dauer sehe ich 
nicht ein, daß jemand, der jenseits von 
2 000 Mark, so will ich einmal anfangen, 
und vorsichtig gestaffelt und andere Al- 
terseinkommen dazu hat, warum der 
nicht wie ein normaler Bürger zu Steu- 
ern herangezogen werden kann." 

Zu dem offenkundigen Widerspruch 
zwischen den Äußerungen von Anke 
Fuchs vor der SPD-Bundestagsfraktion 
und den Erklärungen von Wehner er- 
klärt Generalsekretär Heiner Geißler: 
Was SPD und Regierungskoalition 
Rentnern und ßeitragszahlern zumuten, 
entwickelt sich zu einem Skandal: Nach 
dem Rentenbetrug 1976, nach der Aus- 
setzung der bruttolohnbezogenen, dy- 
namischen Rente 1978, nach den stän- 
digen Querelen in der Regierungskoali- 
tion hat Herbert Wehner Rentenbe- 
steuerungspläne der SPD als „gezielte 
Falschinformation" bezeichnet. 
Nunmehr offenbart das der Nachrich- 
tenagentur ddp vorliegende Wortproto- 
koll, daß die Staatssekretärin im Bun- 
desarbeitsministerium, Frau Fuchs, sich 
vor der Bundestagsfraktion der SPD 
ausdrücklich für eine Besteuerung der 
Renten eingesetzt hat. 
Die Bürger, vor allem die älteren Mit' 
bürger, haben ein Recht darauf, zu er- 
fahren, was die SPD nun wirklich in der 
Rentenpolitik will. Jetzt müssen d'0 

Karten offen auf den Tisch. 
Die Union hat schon 1977 ein in vielen 
Punkten zwar nicht populäres, aber 
ehrliches, ordnungspolitisch klares, •'' 
nanzpolitisch abgesichertes und sozia' 
ausgewogenes Konzept zur Renten- 
sanierung vorgelegt. 
Jetzt darf nicht länger vertuscht wer- 
den; ein neuer, frecher Rentenbetrufl 
muß verhindert werden. 

^ 
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• VERFASSUNGSSCHUTZBERICHT 

Unksradikalismus sucht Einfluß 
bei der Jugend zu verstärken 
^e umstrittene Stellungnahme des 
°undesjugendkuratoriums zum 
Jnema Terrorismus und junge 
Generation hatte unter anderem 
unterstellt, daß ein Meinungsklima 
Jer Verängstigung, des Rückzuges 
Ju9endlicher aus unserer Gesell- 
schaft und des Mißtrauens in die 
jjeniokratischen Organisationen 
^standen sei, weil die Jugend- 
lchen eine unkontrollierte Be- 
spitzelung kritischer Menschen 
qUrcn den Verfassungsschutz be- 
achten. 

I"1   Bericht  des  Verfassungsschutzes 
^'rd  für  das Jahr  1978 festgestellt, 

(.
aß junge Menschen unterdurchschnitt- 
'°h  in  rechtsradikalen  Organisationen 
Snjreten sind. Der Rechtsradikalismus 
1 — so Hermann Kroll-Schlüter, Vor- 
*ender  des   Bundesfachausschusses 

Jj u9endpolm'k" — ein Außenseiterphä- 
c
0,nen, das keinerlei politische Chan- 
?9   und   Unterstützung   hat,   sondern 
^ an der Grenze der Kriminalität be- 
®9t. Bei den Rechtsradikalen handelt 

,   sich  um  eine winzige Gruppe, die 
rch  energische  Polizeiaktionen  eine 
nsequente Justiz, mehr Indizierungs- 
träge bei  der Bundesprüfstelle zum 
Schwinden gebracht werden kann. 
chs Neonazis wurden wegen verbre- 

^ erischer    Gewalthandlungen    ange- 
bt.  Gegen 550 Rechtsextreme wird 

$Chittelt'   °der  S'e  sind   wegen  Aus" 
.Leitungen verurteilt worden. Darun- 

r 'st zu verstehen, daß sie Schmier-, 

Plakat- und sonstige Klebeaktionen 
durchführen. Das sind an sich harmlose 
„Ausschreitungen", über die man hin- 
wegsehen könnte, wenn es nicht den 
verbrecherischen Hintergrund des NS- 
Staates gäbe. Unter den Verurteilten 
sind insgesamt 14 Jugendliche. 

In ihrer Ideologie, der sozialen Herkunft 
ihrer „Führer", der allgemeinen öffentli- 
chen Ablehnung und Verachtung, der 
rigorosen Mißbilligung durch alle de- 
mokratischen Parteien und mangels je- 
den internationalen Zusammenhangs 
macht der Rechtsextremismus einen so 
erbärmlichen Eindruck, daß keinerlei 
Faszination für die Jugend erkennbar 
ist. 

Die Repräsentativerhebungen, zum Bei- 
spiel der Shell-Stiftung, zeigen aucti, 
wie friedliebend, tolerant und europä- 
isch unsere Jugendlichen denken. Das 
ist kein Nährboden für Rechtsradikalis- 
mus. Insgesamt gibt es 47 Lehrer, die in 
rechtsextremistischen Organisationen 
Mitglieder sind. Mehrfach hat es in letz- 
ter Zeit Beispiele dafür gegeben — zum 
Beispiel in Baden-Württemberg — daß 
diese Lehrer bei einer politischen Betä- 
tigung aus dem Sc'huldienst entlassen 
werden. 

Das Bild des Linksradikalismus dage- 
gen ist viel imposanter. Dafür gibt es 
zwei Gründe: Einmal die Tatsache, daß 
hinter marxistischen Bewegungen in 
der Bundesrepublik Deutschland ein 
gewaltiges   außenpolitisches   Potential 
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steht, das eine weltpolitische Hegemo- 
nie anstrebt. Von daher sind diese Or- 
ganisationen besser ausgestattet, ha- 
ben ein größeres Sendungsbewußtsein 
und Selbstbewußtsein. Die philoso- 
phisch-theoretische Rechtfertigung des 
Linksradikalismus ist kompakter und 
anspruchsvoller. Linksradikal betätigen 
sich 70 000 Personen, davon 885 als 
Lehrer, 207 als wissenschaftliches Per- 
sonal an Hochschulen, 129 als sonsti- 
ges Personal an Schulen und Hoch- 
schulen. Daraus geht hervor, daß der 
Linksradikalismus in einem Einflußbe- 
reich wirkt, der für die Zukunft der 
Jugend viel bedeutsamer ist. 

Wichtig ist die Tatsache, daß die stu- 
dentische Öffentlichkeit wesentlich und 
überwiegend durch den Linksextremis- 
mus bestimmt ist. Dabei verwendet der 
Verfassungsschutz ein strenges Ab- 
grenzungskriterium. Linksextrem sind 
nur Kommunisten verschiedener Schat- 
tierung und sogenannte undogmatische 
Linke (Tunix). Gezählt und beadhtet 
werden nur diejenigen Linken, die poli- 
tische Aktionen  unternehmen  und die 

BGH hebt Freispruch wegen 
„Buback-Nachruf" auf 
Der Bundesgerichtshof (BGH) hat den 
Freispruc'h für die vier Kaiserslauterner 
Studenten aufgehoben, die den „Mes- 
calero"-Nachruf in einer Studentenzei- 
tung veröffentlicht hatten. In dem Arti- 
kel hatte der bislang anonym gebliebe- 
ne Verfasser geschrieben, er könne 
„eine klammheimliche Freude" über 
den Mord an Generalbundesanwalt Bu- 
back nictit verbergen. Der BGH hält in 
seinem Urteil die Drucklegung dieses 
Textes auch dann für strafbar, wenn 
sich die verantwortlichen Redakteure 
den Inhalt nicht zu eigen machten (Ak- 
tenzeichen 4 Str 207/79). 

die freiheitlich-demokratische Grund- 
ordnung durch eine andere ersetzen 
wollen. 

Der Unterschied zum Rechtsradikalis* 
mus, der mit seinen absurden Ideen 
keinerlei Übereinstimmung mit irgend- 
einer politischen Partei aufweisen kann, 
liegt beim Linksradikalismus darin, daß 
die bestorganisierte Linke eine Aktions- 
einheit mit den Sozialdemokraten her- 
stellen möchte und um Machtpositionen 
in der Gewerkschaft ringt. Als jugend- 
politische Aktivitäten werden die Festi- 
vals der Jugend genannt, die Sozialist'* 
sehe Schülerarbeit und die Jugendzen- 
trumsbewegung. Am Kinderprogramm 
der jungen Pioniere sollen 6 000 Kinder 

teilgenommen haben. 

Ein Eurokommunismus konnte sich bis* 
her nicht entwickeln,  und  der Verfas* 
sungsschutz würde ihn auch nidht reg1' 
strieren.  Der Verfiassungsschutzbericn 
tut sich wiederum schwer damit, die ter- 
roristischen Aktionen der Rote-Armeß' 
Fraktion  anders als  konspirativ einzü' 
schätzen.  Es wird  zwar  gesagt,  aber 

nicht politisch gewürdigt, daß sich der 

„revolutionäre   Zorn"   der   Terrorist^ 
genau   derselben   Begründungen   un 
derselben Themen annimmt, die für d* 
gesamte    linke    Spektrum    dharakte'1* 
stisch sind.  Es  hat eben  den  für dl 
Betroffenen zwingenden Übergang aü 

der Protestbewegung der neuen Linke 

zum Linksradikalismus und Terrorism^ 
gegeben. 

Nach wie vor liegt eine große Aufgab 
darin, für die Jugend linke Position^ 
scharf von totalitären und gewaltbej3' 
henden    Konsequenzen    abzugrenzen- 
Die Union, die bekanntlich gegen ra°' 
kale Gefährdungen aller Art immun ijj 
hat   die   Aufgabe   eines   beständig6 

Mahners, auch wenn sie dadurch d 
Linken ziemlich auf die Nerven geht. 
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• KOALITION 

Kloses 
Giftmüllskandal 
jjje CDU-Fraktion in der Hamburger 
Bürgerschaft verlangt den Rücktritt 
Jon Bürgermeister Hans-Ulrich 
*'ose. Fraktionschef Jürgen Echter- 
"9ch bezeichnete Klose als den 
r'auptverantwortlichen für ein „Be- 
n°rdenchaos", das zu dem Skandal 
Jn die Chemiefirma Stoltzenberg 
9e'ührthabe. 

|J) der vergangenen Woche sei deut- 
lich geworden, daß vor allem in den 

ahren 1976 und 1977, aber auch noch 
,u  Beginn   dieses  Jahres  wiederholt, 
besondere von  der Polizei, konkret 
uf die Mißstände bei Stoltzenberg hin- 

wiesen worden sei, daß aber trotz- 
^ nichts geschah. Der CDU-Politiker 

arf dem Bürgermeister ein „erbärmli- 
t
nes, schäbiges und unfaires" Verhal- 
lt Vor- Er versuche, sich durch geziel- 
bf 

Desinformation aus der Schußlinie zu 
B'

n9en  und  hinter dem  Rücken  von 
Ernten zu verstecken. 

K^U   heißt   es   in   der   „Rheinischen 

fj s wird Konsequenzen geben", hatte 
arriburgs Bürgermeister Klose ange- 

legt, als der Giftmüllskandal der 
(s^sestadt publik wurde. Nun liegt die 
de

rc,erung nach seinem Rücktritt auf 
^ Tisch. Das wäre eine Konsequenz, 
g,  d'e Klose gewiß nicht gedacht hat, 

Vorgeschichte   und   Ausmaß   des 
'dals die Bürger erregten. Wie es 
ir>t, hatte er eher ins Auge gefaßt, 

Umweltschutz-Senator,    persönli- 
en Freund und Genossen Curilla zu 

8k. 

opfern. Die CDU aber will den promi- 
nenten Sozialdemokraten Klose nicht 
aus der politischen Verantwortung ent- 
lassen. 

So wie ein Minister oder ein Regie- 
rungschef sich mit den Leistungen sei- 
ner Mitarbeiter schmücken darf, so muß 
er auch geradestehen, wenn seine Be- 
hörde versagt. 

Aus jüngster Zeit gibt es Beispiele: Vor 
genau zwei Jahren trat der damalige 
baden-württembergische Justizminister 
Bender (CDU) zurück, nachdem sich im 
Gefängnis Stammheim Baader-Meinhof- 
Terroristen das Leben hatten nehmen 
können; im Sommer 1976 legte der Ber- 
liner Justizsenator Oxfort (FDP) sein 
Amt nieder, weil vier Terroristinnen aus 
dem Gefängnis Moabit ausgebrochen 
waren, und Oxforts Nachfolger Bau- 
mann (FDP) trat 1978 wegen einer Ge- 
fangenenbefreiung zurück. 

Die Hamburger Opposition stellt also 
keine unbillige Forderung. Klose ist seit 
November 1974 Bürgermeister, davor 
war er ein Jahr lang Innensenator. In 
dieser Zeit ist mehrmals auf die Gefah- 
ren des Stoltzenbergschen Sprengstoff- 
und Giftmüll-Lagers in Hamburg-Eider- 
stedt aufmerksam gemacht worden. 

Wenn dennoch erst ein Kind sterben 
mußte, um Behörden und verantwortli- 
che Politiker aufzuwecken, dann ist das 
ein Skandal, für den ein Regierungschef 
sich zur Verantwortung ziehen lassen 
muß." 

Isolierter Sparer 
Bundesfinanzminister Hans Matthöfer 
mußte in der Sitzung der SPD-Bundes- 
tagsfraktion eine Abstimmungsniederla- 
ge und einen Rüffel von Fraktionschef 
Herbert Wehner hinnehmen. Als der 
SPD-Bundestagsabgeordnete Ernst 
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Waltemathe um Rückendeckung der 
Fraktion für einen Vorstoß zur Verbes- 
serung des Wohngeldes vor allem für 
kinderreiche Familien bat, witterte Matt- 
höfer neue Belastungen in ungewisser 
Höhe für die Bundeskasse und wollte 
den Antrag abschmettern. Als Argument 
— so berichteten Teilnehmer — führte 
er ins Feld, daß ja nicht einmal eine 
schriftliche Unterlage vorliege. Doch 
Wehner fuhr den Finanzminister an: Er 
sei hier nicht am Kabinettstisch. Der 
Antrag sei mündlich wohl begründet 
worden. Die Fraktion stimmte ab — und 
zu. Einzige Gegenstimme: Hans Matthö- 
fer. 

Bundesminister Schmude 
täuscht die Arbeitnehmer 
Bundesminister Jürgen Schmude (SPD) 
sprach jüngst im Bildungszentrum der 
IG Metall in Sprockhövel über das The- 
ma „Bildung und Arbeitnehmerinteres- 
sen". Wie ein roter Faden zog sich 
durch seine Rede die Behauptung, daß 
die jetzige Bundesregierung einer Wei- 
terbildung aller Arbeinehmer besondere 
Bedeutung beimesse. Schmude: „Es 
geht darum, selbstbewußte, zupacken- 
de Arbeitnehmer heranzubilden, für die 
es keinen Bereich des gesellschaftli- 
chen Lebens gibt, in dem sie nicht 
Entscheidendes mitzubestimmen und 
mitzugestalten vermögen." 
Gleichzeitig bedauert er, daß die Wei- 
terbildung für Arbeitnehmer bisher nur 
ansatzweise erreicht wurde. Mit kerni- 
gen Worten kündigte er an, daß die 
Bundesregierung den gesetzlichen An- 
spruch auf Bildungsurlaub ausdehnen 
werde. Dies nahmen die Gewerkschaf- 
ter mit großem Beifall auf. 
Bezugnehmend auf diese Meldung star- 
tete MdB Stutzer eine Anfrage im Deut- 
schen Bundestag. Antwort der Bundes- 

regierung: „Die Annahme, daß anläß- 
lich der Präsentationsveranstaltung am 
27. August 1979 im Bildungszentrum der 
IG Metall in Sprockhövel eine Ausdeh- 
nung des gesetzlichen Anspruchs auf 
Bildungsurlaub angekündigt worden 
sei, ist unzutreffend." Ferner wird in der 
Antwort ausgeführt, daß Schmude sich 
erst in nächster Zeit mit der Frage 
beschäftigen wird, ob eine Initiative der 
Bundesregierung zum BildungsurlauD 
überhaupt in Erwägung gezogen wer- 
den soll. 
Nach dieser Auskunft muß festgesteH 
werden, es gibt in der Bundesregierung 
noch keine Vorstellung über die Erwei- 
terung eines Bildungsurlaubsgesetzes. 

SPD zur Kernkraft: 
„Nein, jein, ja ..." 
Sechs Positionen gebe es in der S" 
zur    Kernenergiefrage   —   stellt   ^ 
schleswig-holsteinische     Ministerpräs1 

dent Gerhard Stoltenberg fest. Er Pe^ 
sonifizierte diese Atomkraftvariante W 
folgt: 
Günter Jansen (SPD-Chef in Schleswig 
Holstein): Nein, auf keinen Fall... 

Klaus    Matthiesen    (Fraktionschef   'J 
Schleswig-Holstein):   Nein,  auf  keine 
Fall — zunächst aber doch ... 

Erhard   Eppler   (SPD-Chef   in   Baden' 
Württemberg): Nein,  ganz entschied 
nein — aber bis zum Jahr 2000 bra 
chen wir vorübergehend die dopPe 

Zahl Kernkraftwerke. 

Reinhard   Überhorst   (Vorsitzender  ° 
Enquete-Kommission       EnergiepolW 
Jein. 
Rainer  Offergeid   (Entwicklungshilfe*111 

nister): Ja, aber zeitweise nein. 

Adolf Schmidt (Chef der IG Bergb^'" 
Ja, wir müssen Kernkraftwerke bauen- luv 
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* BUNDESWEHR 

Soziale Probleme der Soldaten 
bleiben weiter ungelöst 
*ber die „soziale Lage in der 

ündeswehr" wird schon länger ge- 
ltet als es den Betroffenen lieb 
JW der Sache dienlich ist. Auch die 
*pierung scheint auf einen Ab- 

JJkungseffekt zu setzen. Sie spricht 
'^ sozialen Jahr und schreibt 
2* umfangreiche Bestandsauf- 
dpme über tausend Einzelheiten, 
ta*»aber an den wahren Schwierig- 
j "Jen vorbeigeht, die auch kaum 
JJand liest, aber mit der be- 
^•Jigenden, verharmlosenden, 
5^ Öffentlichkeit irreführenden 
^lußbemerkung: Es sei alles in 

onung. Bei der Bundeswehr gäbe 
Kein soziales Defizit. 

\j azu stellt der Abgeordnete Markus 
dje 

Berger fest: Die Regierung vertagt 
tja Risten drängenden Probleme auf 
,0

S Haushaltsjahr 1981. Nach dem Mot- 
a6L, st üt)er die Runden kommen. Sie 
kit 'ert eine bare Selbstverständlich- 
st' die Gehaltszahlung für Soldaten 
'als k6'* Vom ersten Dienstmonat an, 
Vh cnerweise a,s Maßnahme zur 
U besserung der sozialen Lage. 

C'1 kein Mißverständnis aufkommt. 
tSr) 

n von der sozialen Lage der Solda- 
^ohit

esprochen wird- geht es nicht um 
% s 

ten- Das wäre das letzte, was 
% 0,daten brauchten. Nein, es geht 
Attr 

le Effektivität der Streitkräfte, die 
^ Kt»vität der militärischen Laufbah- 
W2ur Sicherung des soldatischen 

Wuchses, um die Mobilität der Sol- 

daten als Voraussetzung für die Funk- 
tionsfähigkeit der Bundeswehr. Es geht 
aber auch um die Motivation zum Bei- 
spiel unserer wehrpflichtigen Soldaten 
für ihren schweren Dienst, den so viele 
verweigern. 

Dazu ein Beispiel: Die Einsatzfähigkeit 
der Streitkräfte setzt Mobilität der Sol- 
daten voraus. Daran hapert es in letzter 
Zeit. Doch statt dem zu begegnen, in- 
dem die sozialen Nachteile einer Ver- 
setzung oder eines Umzuges aufgefan- 
gen oder wenigstens gemildert werden, 
verlagert die Bundesregierung die Woh- 
nungsfürsorge aus dem Verteidigungs- 
in das Wohnungsbauressort und ver- 
schärft und kaschiert so die bestehen- 
den Probleme. 

Oder: Immer noch wird den Soldaten 
der sogenannte Endumzug verweigert, 
so daß diese auch als Ruheständler in 
ihren letzten Dienstwohnungen bleiben, 
wenn sie den Umzug nicht aus eigener 
Tasche bezahlen wollen. Sie.tun dies, 
selbst wenn die Wohnungen viel zu 
groß geworden sind, während kinderrei- 
che, im Dienst stehende Soldaten dann 
keine angemessene Wohnung finden. 

Das Ergebnis ist immer mehr Wi- 
derstand gegen dienstlich notwendige 
Versetzungen. Auch das vom Woh- 
nungsbauministerium strikt angewende- 
te System der Vergleichsmieten wirkt 
sich meistens dahingehend aus, daß die 
Soldaten nach einer Versetzung in teu- 
ere Wohnungen umziehen müssen. 
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Tausende von Offizieren und Unteroffi- 
zieren warten jahrelang auf eine ihrem 
Können und ihrer erwiesenen Eignung 
entsprechenden Verwendung. Weil aber 
infolge der ungünstigen Altersstruktur 
nur wenige in den Ruhestand gesetzt 
werden, können viele erst dann in eine 
ihrer Qualifikation entsprechende Ver- 
antwortung gestellt werden, wenn sie 
dafür fast schon wieder zu alt sind. 

Jung und spannkräftig muß die Armee 
sein. Ein überaltertes Führungs- und 
Unteroffizierskorps schmälert die Sub- 
stanz. Es geht also auch hier nicht um 
„soziale Wohltaten", wenn fast alle ver- 
antwortlichen Kräfte einschließlich des 
Wehrbeauftragten nach einer unverzüg- 
lichen Lösung dieses Problems suchen. 

Die Regierung indes hat in ihrem So- 
zialbericht darüber kein Wort verloren. 
Weil dieser aber zur Grundlage ihres 
Programms für soziale Verbesserungen 
geworden ist, enthält er auch nichts als 
die Beteuerung, ab 1981 erste Gegen- 
maßnahmen treffen zu wollen. Doch 
müßten mindestens diejenigen Bestim- 
mungen des Haushaltsstrukturgesetzes, 
die zu einer wesentlichen Verschärfung 
der geschilderten Lage geführt haben, 
unverzüglich zurückgenommen werden. 

Bleibt noch der Wehrsold zu diskutie- 
ren. Viele haben den Katalog der Bun- 
desregierung, der eine Dienstzeitaus- 
gleichsregelung auch für grundwehr- 
dienstleistende Soldaten vorsieht, 
gründlich mißverstanden. Selbst das 
regierungsoffiziöse Informationsblatt 
„Bundeswehr aktuell" hatte eine Wehr- 
solderhöhung angekündigt, später aber 
korrigiert: Nur für diejenigen, die regel- 
mäßig mehr als 56 Wochenstunden 
Dienst leisteten. 

Auch dies ist Etikettenschwindel. Ver- 
mutlich wären das dann gar nicht mehr 

viele, die in den Genuß dieser Zulag6 

kämen. Denn eine gute Administrativ*1 

könnte dafür sorgen, daß die regelnd' 
ßigen Stundenbelastungen verringe^ 
werden. Hier wird deutlich, was o' 
angekündigte Dienstzeitausgleichsreg6' 
lung wirklich soll. Nämlich von der Ta' 
sache ablenken, daß nach zweieinhai 
Jahren mit einer Inflationsrate von ins- 
gesamt mehr als 10% spätestens ,r" 
Juli 1980 eine Wehrsolderhöhung n°j 
wendig wäre. Eine solche aber ist nie*1 

vorgesehen. 
Der   Bundesfachausschuß   Sicherheit5' 
Politik  der CDU  hat deshalb für de 
Haushalt    1980    vorgeschlagen,    de 

Wehrsold um eine DM pro Tag zu ern 
hen. Dies wäre sogar durch eine v® 
Schichtung des Verteidigungshausha 
finanzierbar. 

jähr*; 

Vorschriften bei Panzer- 
transport grob mißachtet 
Im Fall des im Sommer dieses 
auf  dem  Transport  von   Kassel  n* 
Trier  vorübergehend   verschwunden 
Flugabwehrraketenpanzers Roland s' 
nach Ansicht der CDU/CSU die Sicn^ 
heitsvorschriften „grob mißachtet" * 
den.   Wie   der   verteidigungspolitis0 

Sprecher der Fraktion, MdB Willi W* 
kirch, nach einer Sitzung des Bun .ej|- 
tags-Verteidigungsausschusses   mit 
te, ist die Untersuchung dieses ,^a^ 
sträubenden   Vorgangs"   immer   n<^, 
nicht abgeschlossen. Die „laxe Ben* 
lung der Affäre" durch die Bundes 
gierung    bezeichnete    Weiskirch     s 

„Skandal". Trotz der Anmahnung  ^ 
Verteidigungsministeriums habe d&  $ 
ständige   Bundeswirtschaftsministe 
bislang keinen Bericht über die HU]' r, 
gründe des Falles erstattet. Dieses   j 
halten —so Weiskirch—halte die & 
CSU für besonders fahrlässig. 

A 
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* PARTEITAG CDU HESSEN 

She und Familie müssen 
Wieder ersten Rang einnehmen 
j&er Staat muB Rahmenbedingun- 
jjj schaffen, die es erleichtern, 
J* nicht gegen, sondern für das 
JJJd zu entscheiden", erklärte der 
^desvorsitzende der hessischen 
2*1 Alfred Dregger, zur Eröffnung 
yjS 49. Landesparteitages und 
J- Landeskongresses der CDU 
Jessen am 22. September in Mar- 

[j 'e Delegierten beschäftigten sich 
L dort mit der Problematik des Ge- 

JJenrückgangs in der Bundesrepublik 
^ verabschiedeten ein Thesenpapier 
tjL., eine ..kindbezogene Familienpoli- 
g • Aktueller sozialpolitischer Hinter- 
lj ^d: Rund 30 000 Kinder werden jähr- 
1^ v°n ihren Eltern mißhandelt. 20 000 
VQ der und Jugendliche laufen jährlich 
ly|n zu Hause weg. Der Anteil junger 
duschen, die direkt oder indirekt 
S/

Cn Drogen ums Leben kommen, 
J(J'9t ständig an. 300 000 Kinder und 
$i^nc"iche leben in obdachlosen 
jungen. Es fehlen Kinderbe- 
tt Un9seinrichtungen, die es ermögli- 

•  Familienleben,  Schule   und  Ar- Qftj.        • "•••iiiöiiiöfc/oii,    uviiuic    uiiu    rw- 
brihben miteinander in Einklang zu 
^sten" Scnulstreß und überzogene 
'öM n9serwartungen im Elternhaus 
rj 6rn psychische und physische Stö- 
^en  bei  Kindern.  Mehr als 66 700 

"*h .  J[
wurden  1976 °Pfer von Ver" 

Unfällen. 

^ unleugbarer Fortschritte auf dem 
*9 der individuellen und sozialen För- 

derung des Kindes und seines rechtli- 
chen Schutzes ist unsere Gesellschaft 
nach wie vor kinderfeindlich. Ein kin- 
derfreundliches Klima aber erfordert 
die Abkehr von einer reinen materiali- 
stisch orientierten Weltanschauung, die 
das Rationale, Machbare überschätzt 
und das Emotionale, Immaterielle stark 
in den Hintergrund drängt. 

Die Delegierten kritisierten in diesem 
Zusammenhang den zweiten Familien- 
bericht der Bundesregierung und den 
Entwurf für ein neues Jugendhilferecht 
und für das Recht der elterlichen Sor- 
ge, die in eine „falsche Richtung" gin- 
gen. Sie höhlten das elterliche Erzie- 
hungsrecht aus, beeinträchtigten das 
Familienleben durch mögliche Eingriffe 
des Staates und seien gleichbedeutend 
mit einer Einschränkung von Freiheit 
und Selbstbestimmung der Familie. 

Nach Auffassung der hessischen CDU 
ist Voraussetzung für die Lösung der 
Probleme der Kinder und Familie eine 
„Umkehr im gesellschaftspolitischen 
Denken und Handeln". Die hessische 
CDU fordert in ihrem Thesenpapier da- 
her: Wiederherstellung einer ersten 
Rangordnung für die Familie in der Ge- 
sellschaft. Neufestlegung der Wertstel- 
lung der Familie. Stärkung der Institu- 
tion Ehe und Familie. Abbau von mate- 
riellen Startschwierigkeiten zur Grün- 
dung von Ehe und Familie. Verbesse- 
rung des Schutzes des ungeborenen 
Lebens.  Rahmenbedingungen,  die den 
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Kinderwunsch nicht durch gesell- 
schaftspolitische und gesetzliche Maß- 
nahmen blockieren, sondern fördern. 

Zu Beginn des Parteitages, an dem et- 
wa 500 Delegierte und Gäste sowie 
zahlreiche Ehrengäste aus Politik, Wirt- 
schaft und Verbänden teilnahmen, hatte 
sich Alfred Dregger in seinem Referat 
vor allem mit den ökonomischen und 
sozialen Folgen eines anhaltenden Ab- 
sinkens der Geburtenzahl beschäftigt. 
Auf die Ursachen des negativen Gebur- 
tentrends eingehend sagte Dregger, in 
einer Zeit, in der Wachstumspessimis- 
mus, gesteigerte Sensibilität gegenüber 
Umweltgefahren und Atomangst immer 
breiteren Raum einnähmen, in der 
außerdem sozialistische Bildungsideo- 
logen das „Feindbild" Familie bekämpf- 
ten und unsere Schulen und teilweise 
Universitäten einem schrecklichen Ver- 
änderungsstreß unterwürfen, in einer 
solchen Zeit müßte die Geburtenfreu- 
digkeit zurückgehen. 

Von Einfluß sei ferner auch die Tatsa- 
che, daß der Platz in der Familie und 
die Sorge für Kinder nicht mehr die 
selbstverständliche Rolle der Frau sei- 
en. Der Wunsch nach materieller Unab- 
hängigkeit und beruflicher Karriere ge- 
rate mit dem Wunsch nach Kindern 
nicht selten in Konflikt. Dazu komme 
eine doppelte finanzielle Schlechter- 
stellung der Kinderreichen im Vergleich 
mit den Kinderlosen. Zu den erhebli- 
chen Mehrausgaben für die Kinder trä- 
ten Mindereinnahmen in Beruf und Al- 
ter. 

Während zum Beispiel ein kinderloses 
Ehepaar sich ein doppeltes Arbeits- 
und Renteneinkommen erarbeiten kön- 
ne, sei dies für ein kinderreiches Ehe- 
paar nicht möglich. Im Gegenteil: Heute 
sei es so, daß die Kinder der Kinderrei- 
chen   einen   wesentlichen   Anteil   der 

Renten   der   Kinderlosen   finanzierter1. 

Es sei  daher mit dem Versicherung8' 
Charakter      der      Rentenversicherung 
durchaus  zu  vereinbaren,  denen,  * 
durch  Kinder zum  Bestand der nacf' 
wachsenden Generation beitrügen un 
dafür   erhebliche   Kosten   aufbrächte^ 
einen Ausgleich bei der Höhe der B&' 
tragszahlungen und der RentenleistU 
gen zu gewähren. 

Bevor sich die Delegierten in drei A' 
beitskreisen   mit  der  Familie  als  jj 
Grundform  des  Zusammenlebens, °e 

Kinderfreundlichkeit als einer Verpfl'cn' 
tung für das ganze Volk und den AU^ 
länderkindem, «unseren  Nachbarn v 

morgen,  beschäftigten,  war  Profess0 

Dr. Dr. Hans W. Jürgens von der Un^f 
sität Kiel auf die Problematik des G 
burtenrückgangs   der   Bundesrepub 
Deutschland eingegangen. Der W'sse. 
schaftler  warnte  vor  dem   Gedanke ' 
daß weniger Menschen mehr Um^e 
qualität schafften. Diese Vorstellung h

? 

be sich noch nirgendwo realisieren 
sen. Allerdings sollte das Kind nicht i 
sehr    unter     Kosten-Nutzen-Aspekt 
gesehen werden, obwohl natürlich e 
se Frage auch wichtig sei, betonte P 
fessor Jürgens. 

Der Parteitag ging  mit einem  Pete 
von Prof. Dr. Dr. Rudolf Affemann, d 

Leiter des  Institutes  Mensch  undwj 
beitswelt,  Stuttgart, zum Thema ,Ä | 
und Fernsehen — Wohltat oder P|a^f. 
zu Ende. Der Wissenschaftler bes\w 
tigte sich eingehend, gestützt auf Dn jti, 
suchungen in aller Welt, mit den P°s , 
ven und negativen Einflüssen, die   ^ 
Fernsehen auf Kinder haben kanll'äl1v 
kritisierte  unter  anderem  die  Eine 
mung  der innerfamiliären   Kommun   . 
tion durch übermäßigen Fernsehfl0^f 

und wies auf den Faktor Angst hin. 
durch viel Fernsehen entstehen könf 
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Option auf eine 
'ebenswerte Zukunft 
Wt der wissenschaftlichen Fachtagung 
^ Umwelt und Wachstum „Lebenswerte 
Zukunft" setzte die CDU ihre erfolgrei- 
che   Tradition   fort,   zentrale  Zukunfts- 
Pfobleme für Staat und Gesellschaft in 
e'nem öffentlichen Forum mit Wissen- 
schaftlern   und   Experten   über  Partei- 
lenzen hinweg zu diskutieren. In ver- 
bindlicher Sprache zeichnen die Bel- 
age ein umfassendes Bild der Gegen- 

wart und der Optionen auf unsere Zu- 
Junft _ jenseits von Weltuntergangs- 
ls'onen oder blindem Optimismus. 
'e Beiträge und Analysen, die dieses 
aschenbuch der breitesten öffentlich- 
st zugänglich macht, liefern Daten und 

rognosen, die ein rationales Urteil er- 
möglichen.   Sie  stellen  aber  auch  die 
, ra9e, wie Politik und Gesellschaft fä- 
J'9 sind, die Zukunft zu gestalten. En- 
°a9'ert, aber ohne ideologisches Eife- 
6rtum   werden   Meinungsverschieden- 
6|ten ausgetragen und Problemlösun- 

Jen umrissen. Für den kritischen Bür- 
r- der die unfruchtbare Polemik vie- 

ler" Umwelt-   und   Wachstumsdebatten 
ist, ist dieser Band eine Alternative. 

J enthält sämtliche Referate und eine 
Usammenfassung der Podiumsdiskus- 

S|on. 
Usätzlich aufgenommen wurde die Re- 
erungserklärung    von    Ministerpräsi- 

GESCHICHTE 
UND STAAT 

dent Ernst Albrecht zur Gorleben-Ent- 
scheidung und ein Beitrag des General- 
sekretärs Heiner Geißler zum Thema 
„Nach Harrisburg". 

Erschienen im Günter Olzog Verlag, 
München, Preis: 9,80 DM. 

|*pD/FDP haben 
Wahrheit verloren 

ge
u und FDP haben bei den Beratun- 

L n  zur   Novellierung   des  Wohnungs- 
Uänderungsgesetzes im Bundestags- 
$schuß für Raumordnung, Bauwesen 

^Städtebau ihre Mehrheit von 14 zu 
Stimmen verloren. Die CDU/CSU hat 

mit 13 zu 12 Stimmen durchgesetzt, daß 
in bezug auf öffentlich geförderte Woh- 
nungen zugunsten der Mieter bei der 
Vereinbarung einer Sicherheitsleistung 
diese das Anderthalbfache der zulässi- 
gen monatlichen Einzelmiete nicht 
übersteigen darf. SPD und FDP hatten 
sich für drei Monatsmieten als Kau- 
tionszahlung ausgesprochen. 
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ZITAT 

Nach bekanntem 
Muster 
Bewundernswert ist die Leidenschaft, 
mit der Teile der SPD in der Frage der 
Atomkraft die Schlinge um den eigenen 
Hals immer fester ziehen. Die zwei 
jüngsten Beispiele liefern der SPD-Vor- 
sitzende Brandt und die bayerische So- 
zialdemokratie. Brandt erweckt den 
Eindruck, als ob ungefähr vom Jahr 
2000 an die Kern-Energie wieder ent- 
behrlich sei, daß sie deswegen als vor- 
übergehende Energie-Alternative tole- 
riert werden könne. Es ist die Suche 
nach der Wischi-Waschi-Formel, die 
das Dach sowohl für ein Ja wie für ein 
Jein oder gar ein Nein bietet. 
Die bayerische SPD gar hat auf ihrem 
Parteitag einem radikalen Rigorismus 
gehuldigt, der der Weiterentwicklung 
der Kern-Energie auch die letzte Chan- 
ce nehmen soll. 
In diesem Zusammenhang ist eine neue 
Entwicklung in der SPD interessant, die 

der Forderung nach einer ausreichen- 
den Alternativ-Energie mit dem Projekt 
eines radikalen Energie-Sparpro- 
gramms zu begegnen hofft. Sie will die 
Lichter herunterdrehen, die privaten 
Haushaltstechniken, soweit sie Strom 
verschlingen, kontrollieren und mögli- 
cherweise abschalten, den Benzinver- 
brauch reduzieren, die Heizungssyste- 
me drosseln, kurz und gut, sie glaubt 
durch eine geschickte Mischung von 
Aufklärung, Verteilung, Überwachung 
und Verboten den Energieverbrauch so 
deutlich zu senken, daß zusätzliche 
Kern-Energie überflüssig wird. 

Auch in der Bundesregierung sitzen An- 
hänger einer solchen Regelung, die 
aber im Kern nichts anderes ist als ein 
bürokratisiertes Rationierungssystem, 
das das Energiesparen durch Bewirt- 
schaftung erzwingen will. Ohne große 
Phantasie ist das Ergebnis vorauszuse- 
hen: die Behörde entscheidet, ob und 
wie häufig der Bürger unter die Dusche 
treten darf. Daß wichtige SPD-Partikel 
immer wieder diesem Unsinn nachren- 
nen, zeigt, wie gequält, unsicher und 
wechselhaft die Partei weiterhin dem 
Energie-Thema gegenübersteht. 

Frankfurter Neue Presse, 24. September 1979 
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